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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2022 Ausgegeben am 13. April 2022 Teil I 

45. Bundesgesetz: Änderung des Bewertungsgesetzes 1955, des Bodenschätzungsgesetzes 1970 

und des Grundsteuergesetzes 1955 

 (NR: GP XXVII RV 1363 AB 1373 S. 147. BR: AB 10945 S. 939.) 

45. Bundesgesetz, mit dem das Bewertungsgesetz 1955, das Bodenschätzungsgesetz 1970 
und das Grundsteuergesetz 1955 geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
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Artikel 1 Änderung des Bewertungsgesetzes 1955 
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Artikel 1 

Änderung des Bewertungsgesetzes 1955 

Das Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148/1955, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 104/2019, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 20c werden folgende §§ 20d und 20e eingefügt: 

„§ 20d. Die zum 1. Jänner 2023 vorgesehene Hauptfeststellung der Einheitswerte für wirtschaftliche 
Einheiten des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens ist in der Form durchzuführen, dass 
ausschließlich klimatische Kriterien auf Basis eines Temperatur- und Niederschlagsindex sowie eine 
Neubewertung der Betriebsgröße neu berücksichtigt werden. Die im Zusammenhang mit der 
Hauptfeststellung zum 1. Jänner 2014 ergangenen Kundmachungen gelten weiter und sind nur insoweit 
zu berichtigen, als sie davon betroffen sind. Die Hauptfeststellungsbescheide haben bis zum 
30. September 2023 zu ergehen. § 20 Abs. 3 ist nicht anzuwenden. 

§ 20e. Für Stichtage ab dem 1. Jänner 2032 ist für wirtschaftliche Einheiten des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens § 20 nicht mehr anzuwenden. Stattdessen ist ein neuer Einheitswert 
festzustellen, soweit sich auf Grund offizieller land- und forstwirtschaftlicher Statistiken oder einer 
Neufeststellung der Bodenschätzung ergibt, dass sich die Wertverhältnisse der natürlichen und 
wirtschaftlichen Ertragsbedingungen zumindest im Durchschnitt der letzten fünf Jahre nachhaltig und 
wesentlich verändert haben. Eine sich daraus ergebende Änderung der Bewertungsgrundlagen ist vom 
Bundesminister für Finanzen nach Anhörung des Bewertungsbeirates nach den Vorschriften des § 44 
rechtsverbindlich festzulegen. Abgeänderte Einheitswertbescheide haben jeweils zum darauffolgenden 
1. Jänner zu ergehen.“ 

2. § 35 erster Satz lautet: 

„Bei der Bewertung sind nur solche wiederkehrenden Direktzahlungen gesondert zu berücksichtigen, 
welche zur Einkommensunterstützung gewährt werden, soweit sie nicht für die Abgeltung 
ertragswirksamen Mehraufwandes oder Minderertrages auf Grund von Verpflichtungen, die über die 
allgemeinen Mindestanforderungen hinausgehen oder aufgrund von Mehraufwendungen für besonders zu 
berücksichtigende Bewirtschaftungsverhältnisse resultieren, vorgesehen sind.“ 


